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Gefeßblatt 
er für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 30 Ausgegeben Danzig, den 14. April 1923 


Inhalt. Verordnung über die Erhöhung der Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauens- 
perſonen (©. 435).— Verordnung über Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung in der Krankenverſicherung 
(S. 436). — Vierte Verordnung über Erhöhung von Zulagen und Geldbeträgen in der Unfallverſicherung (S. 437). — 
Beitritt der Republik Eſtland zu der Konvention vom 26. September 1906 über die Anwendung weißen Phosphors bei der 
Zündholzfabrikation (S. 438). 


An unſere Bezieher! 


In Abänderung der Bekanntmachung vom 1. März 1923 werden die monatlichen Bezugs⸗ 
preiſe des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers ab 1. Mai 1923 wie folgt feſtgeſetzt: 
1. Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 2000 M, 
2. Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig, Teil 1 1000 M, 
3. Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig, Teil II 3000 M. 
Für Beamte und Augeitellte der freiſtaatlichen Behörden, die das Geſetzblatt und den Staats⸗ 
anzeiger Teil! zum perſönlichen Gebrauch zu halten wünſchen, bleibt der bisherige Bezugspreis beſtehen. 


Um eine Verzögerung im Bezuge zu vermeiden, wird um pünktliche — monatliche — 
Beſtellung gebeten. . 


Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. 


150 Verordnung 
über die Erhöhung der Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen. 
Vom 10. 4. 1923. 


Auf Grund des $ 55 Abſ. 2 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes verordnet der Senat: 
I 
Die Verordnung über die Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen 
vom 29. November 1922 (Geſetzbl. S. 538) in der Faſſung der Verordnung vom 27. Januar 1923 
(Geſetzbl. S. 166) wird dahin geändert: : 
1. Im $ 1 Satz 1 wird das Wort „vierhundertfünfundzwanzig“ erſetzt durch das Wort „ein⸗ 
tauſend fünfhundert“. N 
2. Der 8 2 erhält die Faſſung: g 
„Schöffen, Geſchworene und Vertrauensperſonen erhalten als Entſchädigung für den 
mit der Dienſtleiſtung verbundenen Aufwand 
1. für jeden Tag der Dienſtleiſtung ein Tagegeld, 
2. für jedes durch die Dienſtleiſtung notwendig gewordene Nachtquartier ein 
Ubernachtungsgeld. 
Als Tagegeld und Übernachtungsgeld ſind die Sätze zu zahlen, die nach den jeweils 
geltenden Vorſchriften über die Tage- und Übernachtungsgelder bei Dienſtreiſen der Staats ⸗ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 4. 1925). 


Heike ein Beamter der Stufe 1 erhält: 0⁰b das gewöhnliche Tagegeld und Ubernachtungs⸗ 
geld oder das für beſonders teuere Orte geltende zu zahlen iſt, entſcheidet ſich danach, ob der 
Schöffe, der Geſchworene oder die Vertrauensperſon die Dienſte in Danzig oder einem 
anderen Ort zu leiſten hat. 

Als Tag der Dienſtleiſtung im Sinne des Abſ. 1 gilt jeder Tag, an dem der Schöffe, 


der Geſchworene oder die Vertrauensperſon aa am Sitzungsorte des Gerichts — 


weſend iſt. 
Schöffen, Geſchworene und Vertrauensperſonen, die am Sitzungsorte wohnen, echalten, 
i wenn ihre dienſtliche Anweſenheit an der Gerichtsſtelle die Dauer von vier Stunden über⸗ 
ſteigt, die Hälfte, ſonſt ein Viertel des Tagegeldes“. 
3. Im 8 3 Nr. 2 wird das Wort „zwei“ erſetzt durch das Wort „zehn“. 


: II. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 25. April 1923 in Kraft. 


Danzig, den 10. April 1923. 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 7 


151 Verordunng 


über Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung in der Krankenverſicherung. 
Vom 10. 4. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 

g 8 1. 8 ’ 

1. Die für die Verſicherungspflicht der Betriebsbeamten, Angeſtellten uſw. nach § 165 Abſ. 2 
der Reichsverſicherungsordnung maßgebende Verdienſtgrenze wird auf 4 800 000 Mark, 
die für die Verſicherungspflicht der Hausgewerbetreibenden nach $ 165 Abſ. 1 Nr. 6 der 
e maßgebende Einkommensgrenze wird auf 4 800 000 Mark, 

3. die Grenze des jährlichen Geſamteinkommens, bis zu der der Beitritt zur freiwilligen 
Verſicherung nach § 176 der Reichsverſicherungsordnung geſtattet iſt, wird auf 1200000 Mark 
feſtgeſetzt. 

Im $ 577 Abſ. 1 und im 8 1084 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung über Verſicherungspflicht, Verſicherungsberechtigung und Grundlöhne in der Krankenverſicherung 
vom 13. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 563) wird das Wort „ſiebenhundertzwanzigtauſend“ erſetzt durch 
die Worte „vier Millionen achthunderttauſend“. 

Die Friſt zur Meldung der Perſonen, die durch dieſe Beſtimmungen der Verſicherungspflicht 
neu unterſtellt werden, wird bis zum 30. April 1923 erſtreckt, ſoweit ſie nicht nach § 317 der * 
verſicherungsordnung darüber hinaus läuft. 

8 2. 
f Wer einer Erſatzkaſſe angehört und auf Grund der Vorſchrift des § 1 in einer knappſchaftlichen 
Krankenkaſſe verſicherungspflichtig wird, weil ſein regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt ſiebenhundertund⸗ 
zwanzigtauſend Mark überſteigt, kann von der Verſicherungspflicht bei der knappſchaftlichen Krankenkaſſe 
befreit werden, wenn er es bei ihr binnen ſechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieſer Vorſchrift be- 
antragt. Dem Antrag muß ſtattgegeben werden, wenn die Mitgliedſchaft bei der Erſatzkaſſe bereits 
länger als ſechs Monate beſtanden hat. 

Für Mitglieder von Erſatzkaſſen, die wegen lÜberſchreitens der geſetzlichen Verdienſt⸗ oder 
Einkommensgrenze aus der Verficherungspflicht ausgeſchieden find, ihr aber infolge dieſes Geſetzes wieder 
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unterſtellt werden, bedarf es für das Ruhen der Rechte und Pflichten bei ihrer Krankenkaſſe keines 
Antrags. Vorausſetzung iſt, daß die Mitgliedſchaft am Tage der Verkündung dieſes Geſetzes beſteht 
und jene Rechte und Pflichten bis zum Ausſcheiden aus der Verſicherungspflicht geruht haben. Der 
Arbeitgeber iſt von der Meldepflicht für ſolche Verſicherungspflichtige befreit, wenn ihm die Mitgliedſchaft 
bei der Erſatzkaſſe, an die er ſeinen Beitragsteil abzuführen hat, und das Ruhen der Rechte und 
Pflichten bei der zuſtändigen Krankenkaſſe vor Ablauf der Meldefriſt nachgewieſen werden. 
y - IT 
E Wer in der Zeit ſeit dem 16. Dezember 1922 wegen Überjchreitens der Verdienſt⸗ oder Ein⸗ 
kommensgrenze von ſiebenhundertundzwanzigtauſend Mark aus ſeiner Krankenkaſſe oder knappſchaſtlichen 
Krankenkaſſe ausgeſchieden ift, kann bei dieſer Kaſſe binnen ſechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieſer 
Vorſchrift die Wiederaufnahme als Mitglied gemäß § 313 der Reichsverſicherungsordnung beantragen, 
ſofern er beim Ausſcheiden zur Weiterverſicherung berechtigt war und nicht jetzt nach § 1 verficherungs. 
pflichtig iſt. 
> Die Kaffe kann den Berechtigten, wenn er ſich zum Beitritt meldet, ärztlich unterſuchen laſſen. 
Eine Erkrankung, die beim Wiedereintritte bereits beſteht, begründet für dieſe Krankheit keinen Anſpruch 
auf Kaſſenleiſtung. 5 
§ 4. 

Wer die für feine Verſicherungspflicht nach 8 1 dieſer Verordnung maßgebende Verdienſtgrenze 
überſchreitet, ſcheidet erſt mit dem erſten Tage des vierten Monats nach llberſchreiten der Verdienſtgrenze 
aus der Verſicherungspflicht aus. 

Das gleiche gilt ſinngemäß für Hausgewerbtreibende. 

| 8 5. | 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 10. April 1923. 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


152 Vierte Verorduung 
über Erhöhung von Zulagen und Geldbeträgen in der Unfallverſicherung. Vom 10. 4. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 
1. 
Der 8 3 Abſ. 2 des Geſetzes über Neuregelung der Zulagen in der Unfallverſicherung vom 
10. März 1922 (Geſetzbl. S. 75) in der Faſſung des § 1 der dritten Verordnung über Erhöhung der 
Zulagen in der Unfallverſicherung vom 2. März 1923 (Geſetzbl. S. 330) erhält folgende Faſſung: 
Als Jahresarbeitsverdienſt gilt 
1. bei Berechnung der erhöhten Verletztenrente eines Verletzten, der als ſolcher eine oder mehrere 
Renten bezieht, deren Hundertſätze zuſammen die Zahl fünfzig nicht erreichen, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines männlichen land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von 567000 Mark, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines weiblichen land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von 302 400 Mark, 
im übrigen der Betrag von 787500 Mark; 
2. bei Berechnung anderer erhöhter Renten, e Br 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines männlichen land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von 1470000 Mark, 


* 


IS a = Fe m we 2 ee =; : 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines weiblichen land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von 882 000 Mark, 
im übrigen der Betrag von 2016000 Mark. 
. d 8 2. 
In dem 8 544 Abſ. 1 Nr. 2, § 548 Nr 3, $ 550 Abſ. 1, 2, $ 896, 8 923 Abſ. 1 Nr. 2, 


§ 925 Nr. 2, 8 927 Abſ. 1, 2 und den SS 1063, 1170 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung a 


des $ 1 der Zweiten Verordnung über Erhöhung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung vom 
15. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 129) wird das Wort „zwölſhunderttauſend“ durch die Zahl „8400 000“ erſetzt. 
83. 6 

In dem $ 563 Abſ. 2, $ 732 Abſ. 2, § 989, § 1017 Abſ. 2 und den 8s 1073, 1079, 1170 der 
Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des § 2 der Zweiten Verordnung über Erhöhung von Geld- 
beträgen in der Unfallverſicherung vom 15. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 129) wird das Wort „dreihundert- 
ſechzigtauſend“ durch die Zahl „2400 000“ erſetzt. 14 > . 

Im 8 586 Abſ. 1 Nr. 1 und im $ 1097 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung 
des § 3 der Zweiten Verordnung über Erhöhung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung vom 

15. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 129) wird das Wort „dreißigtauſend“ durch die Zahl „200 000“ erſetzt. 
a 8 8 5. 

Im 8 612 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des § 4 der Zweiten Ver⸗ 
ordnung über Erhöhung von Geldbeträgen in der Unfallverſicherung vom 15. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 129) 
wird das Wort „ſechstauſend“ durch die Zahl „60000“ erſetzt. 

8 6. 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Die Zulagen nach dem $ 1 werden für die Zeit nach dem 28. Februar 1923 gewährt. 

Die Anderungen des $ 563 Abſ. 2, § 586 Abſ. 1 Nr. 1, der SS 939, 1063, 1073, 1079, 1097 
Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung gelten für alle Unfälle, die ſich nach dem 31. März 1923 ereignen, 
mit der Maßgabe, daß bei der Berechnung der Leiſtungen auch die vor dem Inkrafttreten der Verordnung 
bezogenen Entgelte nach den neuen Vorſchriften berückſichtigt werden. f 

Das Landesverſicherungsamt beſtimmt, wie weit die Anderungen des 8 732 Abſ. 2, $ 1017 
Abſ. 2, § 1170 der Reichsverſicherungsordnung bei der Umlegung der Aufwendungen des Jahres 1923 
zu berückſichtigen ſind. 8 7 

Das Landesverſicherungsamt kann Näheres über die Durchführung der Verordnung und das 
Verfahren beſtimmen. \ 7 

Danzig, den 10. April 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Pr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
158 Beitritt der Republik Eſtland zu der Konvention 
vom 26. September 1906 über die Anwendung weißen Phosphors bei der 
Zündholzfabrikation. 

Der diplomatiſche Vertreter der Republik Polen hat den Senat in Kenntnis geſetzt, daß die 
Republik Eſtland ihren Beitritt zu der Konvention vom 26. September 1906 über die Anwendung 
weißen Phosphors bei der Zündholzfabrikation angemeldet hat. 

Danzig, den 10. April 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Jewelowski. 
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Schriſtlettung: Buro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck vor A. Schroth in Danzig. 
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